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            7Einleitung: Demokratie – eine Gestalt, 
die alt geworden ist?
            

         

         
            Wenn die Philosophie ihr Grau in Grau malt, dann ist eine Gestalt des Lebens alt geworden,
               und mit Grau in Grau lässt sie sich nicht verjüngen, sondern nur erkennen; die Eule
               der Minerva beginnt erst mit der einbrechenden Dämmerung ihren Flug.
            

            G.W.F. Hegel

         

         In der politikwissenschaftlichen und demokratietheoretischen Literatur finden sich
            zunehmend Beiträge, die eine Verschlechterung der Rahmenbedingungen für demokratische
            Politik sowie eine krisenhafte Transformation liberal-demokratischer Regime diagnostizieren.
            Sie artikulieren Zweifel an deren Stabilität und Legitimation.[1]  Betrachtet man die im Diskurs vorgebrachten Krisen- und Problemdiagnosen, entsteht
            ein unübersichtliches Bild. Gemeinsam ist vielen jedoch die Skepsis gegenüber der
            Zukunftstauglichkeit liberal-demokratischer Politik. Fragwürdig geworden ist insbesondere
            die These, die liberale Demokratie sei durch eine progressive Entwicklungstendenz
            gekennzeichnet.[2]  Diese Progressionsthese, die sowohl in der Demokratietheorie als auch der empirischen Forschung über Demokratie
            innerhalb und jenseits des Westens prägend gewesen ist, besteht aus drei Annahmen:
         

         

         8(a)Annahme der Kumulation von Fortschritten

         (b)Annahme der Demokratieimmanenz von Modernisierungsproblemen

         (c)Annahme der progressiven Bürgerkompetenz

         

         Ad (a): Das in der Progressionsthese zum Ausdruck kommende Fortschrittsdenken nimmt
            erstens an, dass Demokratien politisch auf einen historischen Verlauf setzen könnten,
            der zu einer Verfestigung einmal erreichter normativer Errungenschaften und Entwicklungsstufen
            führe. Liberalisierungs- und Demokratisierungsschritte, wie etwa die Ausweitung von
            Bürgerrechten und Beteiligungsmöglichkeiten, könnten aufgrund eines in der politischen
            Kultur eintretenden normativen Sperrklinkeneffekts nicht mehr rückgängig gemacht werden.
            Zudem komme es zu einer stetigen Verfestigung und Ausweitung einmal eingeführter Errungenschaften,
            weil Liberalisierung selbstverstärkend wirke. Kulturelle, ökonomische und politische
            Liberalisierungen verstärkten sich und sicherten sich wechselseitig ab. Liberalisierungsschritte
            auf der einen Ebene zögen Liberalisierungsschritte auf den anderen Ebenen nach sich,
            die wiederum die vorhergehenden Liberalisierungsschübe absicherten. Politische Entwicklung
            erscheint aus dieser Perspektive als eine Stufenleiter, auf der der Fortschritt durch
            das Abschreiten aufeinander folgender Stufen verwirklicht wird. Das Ensemble liberaler
            Demokratie, mit seinen in dieser Denkweise als zusammengehörig erachteten Komponenten
            Rechtsstaatlichkeit und Konstitutionalismus, sozialer Marktwirtschaft und Wohlfahrtsstaat,
            Parlamentarismus, Repräsentation und Partizipation, erscheint dem liberal-demokratischen
            Fortschrittsdenken als progressiv homöostatisch. Auf der einen Seite sei es selbstverbesserungsfähig und mache fortschrittliche Reformen
            wahrscheinlich, auf der anderen Seite sei es selbststabilisierend und weise institutionelle
            Stabilität auf. Der progressive und vor allem auch inklusive Charakter der liberalen
            Demokratie zeige sich darin, dass die genannten Komponenten zu einer gemeinwohlförderlichen
            Politik führten. Zwar nimmt auch das demokratieoptimistische Fortschrittsdenken an,
            dass die Demokratie gegen ihre erklärten Feinde verteidigt werden muss, aber zugleich
            sieht es die liberale Demokratie als gegenüber konkurrierenden Modellen politisch-gesellschaftlicher
            Ordnung überlegen an. Es geht davon aus, dass die genannten Komponenten 9in ihrem Zusammenspiel als ein Positivsummenspiel wirken, bei dem es keine strukturellen
            Verlierer gibt.
         

         Ad (b): Das zweite Element der Progressionsthese ist die Annahme, dass ökologische,
            ökonomische und soziokulturelle Probleme liberaler Modernisierung (wie etwa Konflikte,
            Umweltzerstörung, soziale Ungleichheit und die Erosion gemeinschaftlicher Bindungen)
            im Rahmen demokratischer Regime gelöst werden könnten. Der liberalen Demokratie stellten
            sich nur diejenigen Probleme, die sie lösen kann. Antworten auf Modernisierungsprobleme
            erscheinen als demokratieimmanent, da diese Probleme in demokratischen Regimen legitim
            und effektiv lösbar seien. Damit wird in dieser Denkweise die Demokratie nicht nur
            auf der normativen Ebene als ein Korrelat der modernen Gesellschaft verstanden, sondern
            sie erscheint auch unter dem Gesichtspunkt der Lösung kollektiver Probleme als funktionales Korrelat der Modernisierung.
         

         Ad (c): Drittens beinhaltet die Progressionsthese eine optimistische Anthropologie.
            Sie beinhaltet ein Menschenbild, das von einer progressiven Bürgerkompetenz und demokratieaffinen
            Bildungsfähigkeit der Bürgerschaft ausgeht. Die Progressionsthese setzt damit das
            Entwicklungspotential kultureller, sozioökonomischer und politischer Kompetenzen,
            die zur Bewältigung des modernisierungsbedingten Wandels notwendig sind, hoch an und
            schätzt diese Kompetenzen als kurzfristig ausbildbar ein. Zu diesen Kompetenzen zählen
            die kognitiven und praktischen Fähigkeiten, kulturelle Veränderung, ökonomischen Wandel
            und politische Konflikte nicht passiv auszuhalten, sondern diese verstehen, beurteilen
            und aktiv mitgestalten zu können. Die Annahme progressiver Bürgerkompetenz setzt voraus,
            dass sich die infolge der Modernisierung von den Menschen benötigten Fähigkeiten auch
            in kurzen Zeiträumen ausbilden. Sie nimmt an, dass sich die Menschen in einer kulturell
            dynamischen, ökonomisch flexiblen und politisch unübersichtlichen Welt behaupten und
            die Normen kultureller Expression, wirtschaftlicher Effektivität und demokratischer
            Beteiligung erfüllen können.
         

         Diese hier idealtypisch umrissene, demokratieoptimistische Progressionsthese bildete
            eine Hintergrundannahme der Demokratie10theorie und des politischen Bewusstseins innerhalb demokratischer Regime. Durch die
            Wandlungsprozesse dieser Regime und ihrer kulturellen, ökologischen wie sozioökonomischen
            Rahmenbedingungen wird sie nun als fragwürdig bewusst.[3]  Sie lässt sich nicht mehr so leicht mit der politischen Erfahrung in Einklang bringen.
            Sie erscheint als problematisch und gerät in den Strudel politischer Konflikte und
            Deutungskontroversen. Die seit einiger Zeit vermehrt geäußerten Zweifel an der Zukunftstauglichkeit
            der Demokratie sind Ausdruck dieses Bewusstseinswandels. Damit tritt wieder verstärkt
            ins politische Bewusstsein, dass bisher erreichte Fortschritte vor »Regression« nicht
            gefeit sind.[4]  Mehr noch: Es gibt wenig Anzeichen dafür, dass sich die Probleme der fortschreitenden
            Modernisierung im Rahmen liberal-demokratischer Regime lösen ließen. Das zeigen die
            Beispiele des nicht nachhaltigen Umgangs mit der natürlichen Umwelt[5]  und der anhaltenden, die politische Legitimität demokratischer Regime bedrohenden
            sozioökonomischen Ungleichheit hinsichtlich Einkommen und Vermögen.[6]  Es wird auch mit Blick auf die bestehende Bildungsungerechtigkeit und die zunehmend
            ungleich verteilten soziokulturellen Entfaltungsmöglichkeiten deutlich. Die Errungenschaften
            moderner demokratischer Gesellschaften erscheinen nicht mehr als wechselseitig stabilisierend.[7] 

         11Die Erzählung von der unangefochtenen normativen Vorzugswürdigkeit der Demokratie,
            der bestmöglichen Legitimation mittels demokratischer Verfahren, der Problemlösungsfähigkeit
            demokratischer Regime sowie der Entstehung flexibler, anpassungsfähiger und gestaltungsfreudiger
            politischer Subjekte ist dadurch fragwürdig geworden. Daraus ergibt sich insgesamt
            eine Demokratieskepsis. Ich werde im Folgenden argumentieren, dass diese Skepsis begründet ist. Zum einen
            sind die demokratischen Regime einem Prozess unterworfen, den ich als Devolution bezeichne. Er zersetzt die Grundlagen demokratischer Politik und Legitimation. Zum
            anderen wird die Demokratietheorie als die zentrale theoretische Reflexionsinstanz
            der Demokratie infolge der Devolution unplausibel. Sie scheitert dabei, unsere politischen
            Regime, die wir aus normativen Gründen und gewohnheitsmäßig als Demokratien bezeichnen,
            in wissenschaftlich valider Weise als Demokratien zu beschreiben. Die Demokratietheorie
            gerät dadurch in eine Paradigmakrise. Bevor ich diese beiden Thesen entwickle, will ich zunächst Indizien für die behauptete
            Demokratieskepsis anführen. Anschließend zeige ich, dass sich auch im demokratietheoretischen
            Diskurs bereits Niedergangsdiagnosen und damit Absetzbewegungen vom Paradigma der
            Demokratietheorie beobachten lassen. Anknüpfend an die Theorien des Niedergangs umreiße
            ich dann meine Perspektive auf die Devolution der Demokratie. Ich schließe mit einem
            Überblick über den Aufbau und das Vorgehen der Arbeit.
         

         
            
               Phänomene des Niedergangs
               

            

            Sichtet man die politikwissenschaftliche Literatur, so werden darin Phänomene beschrieben,
               die sich als Anzeichen einer demokratieaversen Entwicklung zeitgenössischer politischer
               Regime deuten lassen.
            

            Institutionell haben sich transnationale Verfassungs- und Regimeformen herausgebildet, die jenseits
               des Nationalstaates angesiedelt sind und zu einer Verschiebung politischer Grenzen
               geführt haben.[8]  Mit Blick auf diese Entwicklung wird argumentiert, dass 12insbesondere in der Europäischen Union der Raum des demokratisch Gestaltbaren durch
               die Konstitutionalisierung einer Marktverfassung[9]  und die Überdehnung des politischen Raumes[10]  weitgehend eingeschränkt worden ist.
            

            Auf der Ebene des Regierens sind demokratisch legitimierte Regierungen mit einer zunehmenden Informalisierung
               des politischen Handelns und Differenzierung der Regierungstätigkeit konfrontiert,
               die durch das Vordringen netzwerkförmiger Politik im Kontext von Governance-Strukturen
               entstehen.[11]  Dadurch verschwimmen die Grenzen zwischen formeller Beteiligung an der Willensbildung
               und der informellen Meinungsbeeinflussung und Urteilsbildung in der Öffentlichkeit,
               die im Modell der repräsentativen Demokratie für die demokratische Legitimation als
               essentiell angesehen werden.[12]  Infolge dieses blurring of lines weicht der reale politische Prozess von dem Begriff der repräsentativen Demokratie
               signifikant ab und lässt sich mit den demokratischen Kategorien der Elitenkontrolle,
               der Verantwortung, der Zurechenbarkeit und der Volkssouveränität nicht mehr adäquat
               beschreiben.[13] 

            Vor diesem Hintergrund entstehen in den westlichen Demokratien Formen einer zivilgesellschaftlichen
               »Gegenpolitik«.[14]  Sie sind kein ergänzendes Komplement der repräsentativen Institutionen, sondern bringen
               ein fundamentales Misstrauen gegenüber diesen zum Ausdruck. Sie tendieren dazu, »die
               Attribute der Zugehörigkeit zu einer gemeinsamen Welt aufzulösen«.[15]  Praktiken der Gegenpolitik reagieren zwar auf wahrgenommene Demokratiemängel, sie
               sind aber »ungeeignet, ein kollektives Projekt zu befördern und zu 13strukturieren«.[16]  Gegenpolitiken sind Ausdruck einer Zerfaserung und Dezentrierung von Politik, so
               dass diese nicht mehr als ein umfassender Rahmen oder gemeinsamer Bezugspunkt demokratischer
               Praktiken und als Quelle bürgerschaftlicher Vergemeinschaftung fungiert.[17]  Die veränderte Struktur der politischen Willensbildung und Entscheidung, die vom
               Modell repräsentativer Parteiendemokratie abweicht, sowie das sich ausbreitende politische
               Misstrauen gegenüber berufspolitischen Repräsentanten begünstigt das Aufkommen neuer
               politischer Akteure, die sich als antipolitische Opposition zu den etablierten Verfahren, Institutionen und Akteuren der liberal-repräsentativen
               Demokratie verstehen.[18]  Der Populismus weist Überschneidungen mit diesen Akteuren auf, denn er kann insbesondere
               mittels einer Anti-Establishment-Rhetorik Mobilisierungserfolge erzielen. Er wird
               in diesem Kontext als eine Bedrohung liberaler Demokratien wahrgenommen, weil er sich
               als eine Alternative zur liberal-repräsentativen Demokratie und der politischen Klasse
               in Stellung bringt.[19] 

            Soziokulturell haben sich aufgrund der fortschreitenden liberalen Modernisierung die normativen
               Orientierungen innerhalb der demokratischen Bürgerschaften verändert. In Teilen von
               ihr nehmen der Individualismus, die Ablehnung gemeinschaftsorientierter Normen und
               kosmopolitische Einstellungen zu,[20]  in anderen Teilen gewinnen die Orientierung an der Nation und an ethisch konnotierten
               Begriffen von politischer Gemeinschaft größere Bedeutung.[21]  Auf der Einstellungsebene entspricht dem eine Spaltung zwischen Befürwortern und
               Gegnern von liberaler Modernisierung. Diese ist mittlerweile politisiert worden.[22] 

            Durch den dadurch begünstigten Aufstieg des Rechtspopulismus wird insbesondere die Ablehnung der liberalen Modernisierung 14durch die sich als Verlierer verstehenden Menschen artikuliert und verstärkt.[23]  Der elektorale Erfolg rechtspopulistischer Parteien führte zur Entstehung illiberaler
               Regime beziehungsweise zu einem »populistischen Konstitutionalismus«,[24]  der liberale Rechte und den Parteienwettbewerb einschränkt.
            

            Im Kontext der Digitalisierung der politischen Kommunikation kommt es zu einer Fragmentierung der politischen Öffentlichkeit und einer Zerfaserung
               der öffentlichen Meinung. Dies ist vor allem der Ausbildung zahlreicher Teil- und
               Gegenöffentlichkeiten und der Nutzung von Many-to-many-Medien geschuldet.[25]  Die Digitalisierung politischer Kommunikation wurde von manchen sozialwissenschaftlichen
               Beobachtern zunächst verhalten optimistisch bewertet. Wie nun sichtbar wird, verträgt
               sie sich jedoch nicht mit der vor allem in der demokratietheoretischen Literatur sowie
               in der öffentlichen Kommunikation von Amtsträgern und von Leitmedien formulierten
               Erwartung an eine deliberative, auf Konvergenz hin ausgerichtete Meinungs- und Willensbildung.
               Die Vielstimmigkeit politischer Kommunikation und das Bewusstsein ihrer medialen Konstruiertheit
               desavouieren den in der politischen Praxis gängigen Rekurs politischer Eliten auf
               »den Volkswillen«, weil die kohärente Konstruktion eines Volkswillens und einer öffentlichen
               Meinung nicht mehr möglich ist.[26] 

            Weltpolitisch findet eine allmähliche Verlagerung der globalen Machtschwerpunkte statt, wodurch
               undemokratische Ordnungen an Bedeutung gewinnen.[27]  Hierbei erfährt vor allem das chinesische Modell eines adaptiv lernenden Autoritarismus
               Aufmerksamkeit,[28]  das sich vom weniger attraktiven (aber dennoch beharrungskräf15tigen) »resilienten Autoritarismus« alter Prägung unterscheidet.[29]  Trotz der in Öffentlichkeit wie Politikwissenschaft artikulierten Warnungen vor einer
               Aufwertung illiberaler und autoritärer Regierungsformen werden im Zuge dessen nun
               auch undemokratische Regierungs- und Legitimationsformen als Alternative oder zumindest
               als eine Ergänzung zur demokratischen Herrschaft diskutiert, mit Blick auf die Volksrepublik
               China etwa in Form paternalistischer Repräsentation und meritokratischer Legitimation
               und Elitenrekrutierung.[30] 

            Ökonomisch sind sowohl das sozialdemokratische als auch das neoliberale Modell des demokratischen
               Kapitalismus in der Krise.[31]  In der Literatur ist zwar nicht strittig, dass es in den vergangenen Dekaden mit
               Blick auf ethnische und geschlechtliche Dimensionen von Ungleichheit erhebliche Fortschritte
               erzielt werden konnten, aber diese gingen einher mit der Herausbildung einer Gesellschaftsstruktur,
               die von größer werdenden Gruppen als eine »Abstiegsgesellschaft«[32]  und damit als Form relativer Deprivation gedeutet wird. Relative Deprivation ist
               das Resultat einer Schlechterstellung, die konträr zu subjektiv gehegten, aber auch
               intersubjektiv über Bildungssymbole, Berufspositionen und den Bürgerschaftsstatus
               vermittelten Ansprüchen sowie durch kulturell geprägte Erwartungen an ein gutes Leben
               verläuft. Gestiegene oder eingewöhnte Ansprüche treffen auf geschrumpfte Verwirklichungsmöglichkeiten.[33]  Aus dem Zusammentreffen von erfahrenem oder erwartetem Verlust ergibt sich ein gestiegenes
               Potential einer demokratieaversen Politisierung der Angst vor sozioökonomischem Abstieg
               und Statusverlust.[34] 

            16Ökologisch befördern die stärker ins Bewusstsein drängende Ökologieproblematik im »Verwüstungsanthropozän«[35]  und das globale Problem des anthropogenen Klimawandels die Entwertung demokratischer Legitimation und Politikgestaltung. Diese werden als unterkomplex und nicht problemadäquat beschrieben. Befördert durch
               die Zunahme politischer Komplexität und die Behauptung der Notwendigkeit fachspezifischer
               Expertise auf immer komplizierter erscheinenden Politikfeldern, führt dies dazu, dass
               mit Blick auf die westlichen Demokratien in der Sozialwissenschaft die Ausweitung
               expertokratischer Formen der Legitimierung und des Regierens vorgeschlagen wird.[36] 

            Die Aufwertung expertokratischer Politikmodelle und die Entwertung demokratischer
               Politik finden nicht nur im Kontext akademischer Debatten statt, sondern sie erfolgen
               auch vor dem Hintergrund einer selbst im expertokratischen Modus stattfindenden Krisenpolitik
               in der Europäischen Union. Zwar lässt sich auch in den Bürgerschaften der europäischen
               Staaten weiterhin eine hohe Zustimmung zu demokratischen Prinzipien feststellen, aber
               zugleich kommt es zu einem Rückgang des Vertrauens in demokratische Institutionen
               und Regierungen[37]  und es lässt sich eine hohe Unzufriedenheit mit der Funktionsweise realexistierender
               Regime beobachten.[38]  Merkel und Krause sprechen von einer »schleichende[n] Entdemokratisierung des Wertesystems
               der Bürger«,[39]  da das »Vertrauen in die majoritären Kerninstitutionen Parteien, Parla17mente und Regierungen sinkt, während das Vertrauen in nichtmajoritäre Institutionen
               wie Militär, Polizei und Justiz zunimmt«.[40]  Diese Einstellungsmuster zeigen sich nicht nur an den Rändern der Elektorate, sondern
               treten auch bei denjenigen auf, die sich der Mitte zugehörig empfinden.[41] 

            Prognostisch lässt sich feststellen, dass sich Huntingtons »Dritte Welle« der Demokratisierung
               in eine »Umkehrungswelle«[42]  verwandeln könnte, da sich global gesehen die Demokratie seit über einer Dekade auf
               dem Rückzug befindet. Nicht nur büßen semikompetitive Regime ihre pluralistischen
               Elemente ein und die autoritären Regime werden noch autoritärer,[43]  auch mit Blick auf liberale Demokratien findet eine »Evolution des Niedergangs«[44]  statt, die auch vormals als stabilisiert geltende Demokratien erfasst hat. Damit
               mehren sich auch in westlichen Demokratien die Anzeichen für eine Dekonsolidierung.[45]  Auf der Mikroebene der Einstellung und des Verhaltens lässt sich die Dekonsolidierung
               an der Zunahme demokratieskeptischer Einstellungen festmachen. Stichworte hierfür
               sind: Unzufriedenheit mit der Funktionsweise der demokratischen Regime, Vertrauensverlust
               gegenüber Institutionen und Eliten sowie Rückgang der abstrakten Zustimmung zu demokratischen
               Werten und Prinzipien; auf der Mesoebene von Institutionen und intermediären Organisationen
               manifestiert sie sich als eine Schwächung demokratischer gegenüber undemokratischen
               Institutionen und Organisationen; auf der Makroebene der Regime und der breiten gesellschaftlichen
               Entwicklungstrends schließlich verschlechtern sich die demokratische Regime stützenden
               Kontextbedingungen.
            

            18Ob die Covid-19-Pandemie zu einer Verschlechterung der Kontextbedingungen demokratischer Regime beigetragen
               hat, ist nicht mit Sicherheit auszumachen.[46]  Mit Blick auf den Systemvergleich hatten einige Beobachter befürchtet, eine schlechte
               Leistungsbilanz liberaler Demokratien im Umgang mit der Pandemie könnte zu einem Legitimitätsverlust
               demokratischer Regime gegenüber autoritären Regimealternativen führen. Dafür gibt
               es momentan keine Anzeichen, allerdings hat die Pandemie dazu beigetragen, dass Mängel
               bei der langfristigen Vorsorgepolitik offenkundig geworden sind. Zudem wurde das Ziel
               des öffentlichen Gesundheitsschutzes mit sehr tiefgreifenden Grundrechtseingriffen
               erkauft. Die Pandemie wirkte sowohl als eine Ursache als auch als ein Katalysator
               der Demokratieerosion.
            

         

         
            
               Theorien des Niedergangs
               

            

            Die Eintrübung von Zukunftsaussichten schlägt sich in der Politikwissenschaft und
               insbesondere innerhalb der Subdisziplin der Demokratietheorie, der zentralen wissenschaftlichen
               Reflexionstheorie der Demokratie, nieder. Vor dem Hintergrund der oben genannten Prozesse
               wird dort seit einiger Zeit diskutiert, ob wir es mit einer Transformation, einer
               Krise oder einem Formwandel der Demokratie zu tun haben – oder aber mit ihrem nahenden
               Ende. Angestoßen wurde diese Debatte vor allem durch Colin Crouchs Essay Postdemokratie.[47]  Die Postdemokratiediagnose gewinnt mehr und mehr Zuspruch. Nach der Dominanz der
               pluralistischen Demokratietheorie in den 1950er und 1960er Jahren, dem Bedeutungsgewinn
               der partizipatorischen Demokratietheorie von den 1970er bis zu den 1990er Jahren und
               der Hegemonie der deliberativen Demokratietheorie in den 2000er Jahren dominieren
               nun, im Angesicht der obigen Entwicklungstendenzen, ein skeptischer Ton und der Eindruck
               einer krisenhaften Transformation der Demokratie die Debatte.
            

            In der jüngeren Diskussion über das Wesen und die Ursachen des Demokratieverfalls
               lassen sich drei Thesen unterscheiden. 19Die Angriffsthese konzentriert sich hauptsächlich auf Akteure, sie nimmt die von Crouch prominent angestoßene
               Diskussion über die Schwächung demokratischer Institutionen nur begrenzt auf.[48]  Nach dieser These, die in den liberalen Beiträgen zum Krisendiskurs dominiert, stellen
               die Strategien und Handlungsmotive, die von populistischen Führern und Parteien verfolgt
               werden, um Macht zu erlangen und repräsentativ-pluralistische Willensbildung und Entscheidungsfindung
               zu verhindern, die zentrale Bedrohung der Demokratie dar.[49]  Dies sei vor allem auf das illiberale Demokratieverständnis des Populismus zurückzuführen.
               Es diene populistischen Führern als Rechtfertigung für den Versuch, den »leeren Ort
               der Macht« innerhalb der demokratischen Herrschaftsordnung dauerhaft zu besetzen[50]  und sich mit autokratischen Akteuren zu verbünden. Dieses Bestreben sei deshalb als
               eine ernsthafte Bedrohung der Demokratie anzusehen, da die etablierten politischen
               Eliten durch eine übermäßige politische Polarisierung gespalten würden und infolgedessen
               ihre Funktion des gate keeping nicht mehr erfüllten.[51]  Verbunden ist hiermit zuweilen ein Deutungsschema, dem zufolge die Demokratie von
               einer gesellschaftlichen Regression bedroht ist.[52]  Mit diesem Schema werden Angriffe auf die Demokratie als ein Rückfall, als backsliding oder als Effekt einstmals überwundener, nun aber wiederkehrender rückschrittlicher
               Einstellungen und Handlungsmuster gedeutet.
            

            In derjenigen Literatur, die sich stärker auf Crouchs Diagnose bezieht, findet sich
               eine andere Argumentationslinie. Sie konzen20triert sich auf die Transformation demokratischer Institutionen. Nach dieser Postdemokratiethese[53]  liegt die Ursache der Malaise in der Schwächung der Kerninstitutionen der Demokratie,
               vor allem der Massenintegrationsparteien, der Wahlen und der Parlamente.[54]  Den Kern bildet hier die These, dass die zentralen demokratischen Institutionen zwar
               weiterhin existieren, sich ihre Agenda-Setting-Funktion sowie ihre einstmalige Entscheidungsmacht
               jedoch in andere, informelle, selektivere und undemokratische Arenen und Netzwerke
               verlagert habe.[55]  Dies wird in einigen Beiträgen durch die Wirkung der neoliberalen Ideologie, die
               Dominanz des global gewordenen Kapitalismus sowie die Entstehung weltweit operierender
               Unternehmen und die Verlagerung der politischen Kontrolle auf transnationale Elitennetzwerke
               und nichtmajoritäre Institutionen erklärt.[56] 

            Die dritte Argumentationslinie schließlich läuft auf eine These hinaus, die ich als
               Devolutionsthese bezeichne. Der Ausdruck der Devolution wurde im sozialwissenschaftlichen
               Sprachgebrauch bislang für die Reallokation von Kompetenzen zugunsten subnationaler
               Einheiten sowie für den Bedeutungsverlust von Berufsständen oder Regionen infolge
               von modernisierungsbedingter Differenzierung benutzt.[57]  Im Unterschied zu dieser Verwendungsweise schlage ich diesen Ausdruck hier vor, um
               damit eine demokratieaverse Tendenz der sozioevolutionären historischen Entwicklung
               zu bezeichnen.
            

            Die Vertreter dieses Strangs argumentieren, dass wir gegenwärtig mit dem Anachronistischwerden der Demokratie im Kontext fortschreitender sozioevolutionärer Entwicklung konfrontiert sind.[58]  Es 21handle sich um einen Prozess der De-Evolution der Demokratie. Sie schlage sich zwar auch auf der Mesoebene politischer Institutionen
               und der Mikroebene politischen Handelns personaler wie korporativer Akteure nieder,
               sei aber im Wesentlichen durch umfassendere gesellschaftliche Veränderungsprozesse
               bedingt. Diesem Strang zufolge ist das Verschwinden der Demokratie auf einen evolutionären,
               das heißt, nicht geplanten und ungesteuerten, hinsichtlich seiner Auswirkungen demokratieaversen
               Entwicklungs- und Modernisierungsprozess zurückzuführen. Er führe weder, wie einige
               ältere Vertreter der modernisierungstheoretischen Demokratietheorie angenommen hatten,
               zur Stabilisierung existierender Regime noch zur nachhaltigen Demokratisierung bisher
               nicht demokratischer Regime.[59]  Im Gegenteil: Der fortschreitende Modernisierungsprozess unterminiere zentrale politische,
               ökonomische wie soziokulturelle Pfeiler von Demokratie.
            

            Die Kernthese dieses Strangs lautet, dass sich Modernisierung für die etablierten
               Demokratien als ein fatales evolutionäres Risiko erweise. Damit wird ausdrücklich
               nicht behauptet, dass eine Epoche allgemeinen Niedergangs eintreten werde. Dies wäre,
               nicht nur aufgrund der im historischen Vergleich bemerkenswerten Verminderung von
               institutioneller Diskrimierung, wirklichkeitsfremd. Die soziale Evolution habe allerdings
               zu gesellschaftlichen Veränderungen geführt, die die politische Subjektivität, die
               Handlungsweise politischer Akteure sowie deren institutionelle Kontextbedingungen
               in einer Weise veränderten, die die Voraussetzungen demokratischer Herrschaft nachhaltig
               schädigten und am Ende zerstören werden.[60]  Michael Th. Greven und Danilo Zolo heben hierbei vor 22allem die durch Modernisierungsprozesse eintretende Zunahme an Differenzierung und
               sozialer wie politischer Komplexität hervor. Sie argumentieren, dass diese ein Maß
               erreicht habe, welches mit demokratischen Prinzipien genügender Willensbildung und
               einer demokratisch programmierten politischen Steuerung nicht mehr vereinbar sei und
               die Quellen demokratischer Vergemeinschaftung innerhalb der Bürgerschaften versiegen
               lasse. Die sich infolgedessen herausbildenden neuartigen, nachdemokratischen Regime
               fasst Zolo mit dem widersprüchlichen Begriff der »demokratischer Fürstenherrschaft«.[61]  Demokratische Fürstenherrschaften verbänden eine durch mediale Spektakel legitimierte
               starke Führung mit einem ins Autoritäre reichenden Risikomanagement, das aufgrund
               einer politisch nicht mehr steuerbar gewordenen Hyperglobalisierung und hoher gesellschaftlicher
               Komplexität alternativlos erscheine, da es modernen Herausforderungen besser gewachsen
               sei.[62]  Greven diagnostiziert ebenfalls eine anhaltende und langfristig fatale Erosion demokratischer
               Regime, ohne jedoch prognostizieren zu wollen, in welche Richtung sich diese Regime
               entwickeln werden, welcher Regimetypus ihnen folgen wird und welche Legitimationsidee
               die Idee der Volkssouveränität beerben könnte. In dieser Hinsicht sei der politische
               Ausgang der fortschreitenden Modernisierung offen. Sicher sei jedoch, dass die Demokratien
               ihn nicht überleben könnten, sollte er sich fortsetzen.[63] 

            Mit diesen Diagnosen und vor allem mit seiner modernisierungsorientierten Erklärung
               des Demokratieverfalls schließt der dritte Strang des demokratieskeptischen Diskurses
               an eine ältere These an, die bereits vor über fünfzig Jahren von Samuel Huntington
               formuliert worden ist. Huntington hatte bereits in den 1960er Jahren gezeigt, dass
               Modernisierung und Demokratisierung ana23lytisch auseinandergehalten werden müssen, da Modernisierung nicht notwendig zu Demokratisierung
               oder der Stabilisierung demokratischer Institutionen führe. Dies sei insbesondere
               dann nicht der Fall, wenn sie beschleunigt ablaufe und schnell eintretende Disruptionseffekte
               mit sich bringe. Huntington prognostizierte, dass »eine rasche Modernisierung, kurz
               gesagt, keine politische Entwicklung, sondern politischen Verfall hervorruft«.[64] 

            Im Lichte aller drei Diagnosestränge zeigt sich: Die liberal-demokratische Progressionsthese
               ist unglaubwürdig, weil sie nicht mehr den veränderten soziopolitischen Verhältnissen
               entspricht. Sie ist mit der politischen Alltagserfahrung nur mehr unter Umdeutungsbemühungen
               und Rationalisierungsleistungen in Einklang zu bringen. Dieser Umstand bildet den
               Problemhintergrund, vor dem ich im Folgenden die oben skizzierten pessimistisch gestimmten
               Stränge des Diskurses über die Demokratie weiterführen möchte. Damit knüpfe ich an
               die beiden letzten Stränge des demokratieskeptischen Diskurses an, die die Demokratie
               infolge von Postdemokratisierung und Devolution im allmählichen Niedergang begriffen
               sehen. Hierbei werde ich an einige der bereits angerissenen Themen anschließen und
               an anderen Stellen über den bisherigen Themen-, Problem- und Begriffshorizont hinausgehen.
               Insbesondere werde ich die in der Diskussion bisher nicht in Zweifel gezogene Annahme
               hinterfragen, dass die Demokratietheorie weiterhin das theoretische Paradigma sein
               kann, in dem politische Wandlungsprozesse demokratischer Regime diskutiert, gedeutet
               und verstanden werden können. Dies mündet in meine abschließende These: Mit dem historischen
               Niedergang der Demokratie, der Erosion ihrer Schlüsselinstitutionen und dem Verschwinden
               ihrer gesellschaftlichen Korrelate wird auch die Demokratietheorie als Reflexionsform
               des Demokratiewandels unbrauchbar. Die Demokratiedämmerung zeigt sich nicht nur in
               der Devolution de24mokratischer Institutionen und Praktiken, sie impliziert auch das Ende der Demokratietheorie.
               Sie wird infolge der devolutionären Transformation anachronistisch.
            

         

         
            
               Aufbau und Vorgehen
               

            

            Die pessimistische Diagnose über den Zustand der Demokratie trifft zu. Das erste Kapitel zeigt, dass dieser Zustand nicht das Ergebnis eines Rückfalls auf vergangene Entwicklungsstufen
               ist, sondern ein Effekt fortschreitender soziopolitischer Entwicklung. Die gesellschaftliche
               Evolution führt nicht zu mehr, sondern zu weniger Demokratie. Die Triebkräfte der
               Devolution der Demokratie, die in der Postdemokratiedebatte bislang nur unzureichend
               auf den Begriff gebracht wurden, sind die Politisierung der Gesellschaft, die Zunahme
               politischer Komplexität und Differenzierung, die Entstehung einer Kognitionsasymmetrie
               in der Bürgerschaft sowie das Ende des politökonomischen Befriedungsmodells des demokratischen
               Kapitalismus.
            

            Infolge der Politisierung wird die Demokratie selbst zum Gegenstand politischer Konflikte.
               Sie kann nicht mehr als common ground politischen Streits gelten.[65]  Zugleich werden nahezu alle gesellschaftlichen Sachverhalte politisiert. Über immer
               mehr Materien muss politisch entschieden werden, obwohl immer weniger Einverständnis
               über die Legitimitätsmaßstäbe, Ziele und Spielregeln der Auseinandersetzung herrscht.
               Der dadurch ausgelöste Legitimitätsschwund wird durch die ansteigende politische Komplexität
               beschleunigt. Politik wird so unübersichtlich, dass sie das Sartori-Kriterium[66]  verletzt, demzufolge Politik in einer Demokratie auch von Nichtexperten verstanden
               werden können muss. Das von Greven nach dem italienischen Politikwissenschaftler Giovanni
               Sartori bezeichnete Kriterium besagt, dass die Demokratie von allen politischen Regimeformen
               die komplizierteste ist, sie aber nur dann bestehen kann, wenn ihre Prinzipien, Institutionen
               und Prozesse von den Durchschnittsbürgern verstanden werden. Alle 25anderen Regimeformen können mit politisch unwissenden Bürgerschaften gut leben, die
               Bürgerschaften von Demokratien hingegen müssen die Politik in ihren inhaltlichen und
               prozeduralen Grundzügen verstehen. Dieses Kriterium wird gegenwärtig nicht erfüllt.
               Mehr noch: Im Kontext zunehmender Differenzierung, Komplexität und der Ungleichheit
               politischen Wissens wird die demokratietheoretische Annahme widerlegt, durch Bürgerkompetenz
               und Bildungsfähigkeit ließe sich das Verständnisdefizit beheben. In Wirklichkeit streut
               Wissen in zunehmendem Maße ungleich, politische Einflussdisparitäten nehmen zu und
               es bilden sich heterogene Wissens- und Identitätsgemeinschaften heraus. Der demokratische
               Kapitalismus schließlich stellte eine historische Kompromissinstitution dar, die für
               eine relative Angleichung von Lebensverhältnissen und Zukunftschancen gesorgt hatte.
               Ihre Auflösung führt zu sozioökonomischer Polarisierung und trocknet die Quellen des
               gesellschaftlichen Zusammenhalts aus. Infolge dieser Entwicklungstendenz findet die
               Idee der Demokratie kein realpolitisches Korrelat mehr. Sie versagt bei der Beschreibung
               und Rechtfertigung existierender Regime. In der Summe werden die sich als Demokratien
               beschreibenden westlich-liberalen Regime umstritten, unsteuerbar, unverständlich und
               ungerecht. Sie als institutionelle Verkörperungen eines liberalen oder gar normativ
               anspruchsvolleren Demokratiemodells zu interpretieren, wird auch in wissenschaftlicher
               Hinsicht unplausibel.
            

            Das zweite Kapitel konkretisiert die Konsequenzen der Devolution für die politische Praxis liberaler
               Regime. Empirisch folgt aus dem Prozess der Devolution, dass sich in Gestalt des Rechtspopulismus,
               der Expertokratie und der partizipativen Governance nachdemokratische Politikansätze
               herausbilden, die auf die Defizite demokratischer Politik reagieren. Sie berufen sich
               zwar teilweise auf die Idee der Demokratie, aber in Wirklichkeit verkörpern sie undemokratische
               Problemlösungs- und Legitimationsansätze. Es ist wahrscheinlich, dass sie in der praktischen
               Politik weiter an Bedeutung gewinnen werden. Eine Revitalisierung der Demokratie ist
               von ihnen nicht zu erwarten, vielmehr werden sie die Probleme der Verwirklichung demokratischer
               Prinzipien im Kontext der Devolution verschärfen.
            

            Ist die Demokratie damit zum Scheitern verurteilt? Will man auf diese Frage eine Antwort
               finden, müssen zunächst die Kriterien 26bestimmt werden, anhand derer man beurteilen kann, ob demokratische Politik in Zukunft
               verwirklicht werden könnte. Ich führe zu diesem Zweck metatheoretische Kriterien gelingender
               demokratischer Politik ein: epistemische Transparenz, praktische Wirksamkeit, institutionelle
               Authentizität und Redemokratisierung. Sie können aufgrund ihrer Allgemeinheit und
               metatheoretischen Natur einen realistischen Maßstab abgeben. Wendet man sie auf die
               Praxis an, so zeigt sich, dass die Kriterien dort nicht erfüllt werden. Demokratische
               Politik wirkt epistemisch intransparent und praktisch wirkungslos, sie ist mit dem
               Vorwurf institutioneller Heuchelei konfrontiert und ihre Redemokratisierung erscheint
               strukturell blockiert. Hiervon ausgehend zeige ich, dass es für die Bürgerschaft zusehends
               schwierig wird, bei der Beobachtung von Politik übergreifende Sinnbezüge herzustellen
               und ein Verständnis des politischen Prozesses im Ganzen zu gewinnen. Insgesamt wirkt
               Politik aufgrund ihrer fragmentierten und polyzentrischen Struktur verwirrend, ungesteuert
               und opak. Das beschädigt die Glaubwürdigkeit der den Institutionen zugeschriebenen
               normativen Versprechen. Zum einen betrifft dies die auf der Input-Seite angesiedelte
               Norm der demokratischen Inklusion, die von Teilen der Bürgerschaft als nicht mehr
               wirksam wahrgenommen wird, sowie das für das liberal-repräsentative Verständnis von
               Demokratie wesentliche Prinzip der Elitenkontrolle. Zum anderen werden die auf der
               Output-Seite angesiedelten Normen eines leistungs- wie verteilungsgerechten Wirtschaftsmodells
               und eines auch langfristig problemlösungseffektiven Regierungshandelns verletzt. Da
               diese Normen in der öffentlichen Kommunikation bekräftigt werden, die institutionelle
               Wirklichkeit ihnen jedoch mehr und mehr widerspricht, entsteht der Eindruck institutioneller
               Heuchelei. Zudem tritt infolge der zunehmenden politischen Differenzierung ein negativer
               Sperrklinkeneffekt auf: Demokratieverluste können aufgrund struktureller Blockaden
               nicht kompensiert oder rückgängig gemacht werden.
            

            Das dritte Kapitel entwickelt auf dieser Diagnose aufbauend eine Kritik der Demokratietheorie. Es kritisiert
               drei zentrale demokratietheoretische Ansätze: die radikale Demokratietheorie, die
               deliberative Demokratietheorie und die liberale Theorie der Demokratie. Die radikale
               Demokratietheorie geht von dem Bezugsproblem einer neoliberalen Hegemonie und dem
               Ausbleiben linker Transforma27tionspolitik aus. Ihr hierfür entwickeltes Lösungsmodell agonaler Demokratie scheitert
               jedoch praktisch, da es nicht gelingt, ein linkes gegenhegemoniales Transformationsprojekt
               zu bilden. Infolge der Devolution kann kein transformatives »Wir« in einer politisch
               effektiven Weise mehr konstruiert werden. Aufgrund von überbordender Komplexität und
               Differenzierung sperren sich die Pluralität und der individuelle Eigensinn der Subjekte
               gegen eine diskursive Einfassung in ein inklusives radikaldemokratisches Projekt.
            

            Die deliberative Demokratietheorie hingegen beginnt mit der Problemdiagnose eines
               Mangels an vernünftiger Politik, der durch eine verständigungsorientierte Form von
               Demokratie behoben werden soll. Sie kann ihre normative Perspektive jedoch nicht anhand
               der politischen Wirklichkeit plausibilisieren. In dem Maße, in dem die politischen
               Debatten in der Öffentlichkeit konflikthaft und unversöhnlich werden, erscheint kommunikative
               Rationalität nur noch als ein normatives Ideal neben anderen. Die Politisierung der
               Rationalität sowie die weitreichenden Macht- und Wissensasymmetrien innerhalb der
               Bürgerschaft widerlegen die deliberative Demokratietheorie.
            

            Die liberale Theorie der Demokratie schließlich tritt in unterschiedlichen Formen
               auf. In ihren einflussreichsten Varianten erwartet sie von demokratischen Regimen
               eine effektive Elitenkontrolle, responsives und problemorientiertes Regieren, Sozialstaatlichkeit
               und private Freiheitsspielräume für die Bürgerschaft. Indes werden die Voraussetzungen
               dieses liberalen Modells von Demokratie – überschaubare politische Prozesse, funktionsfähige
               demokratische Institutionen und ein demokratischer Kapitalismus, der wohlfahrtstaatliche
               Solidarität ermöglicht – devolutionär zersetzt. Der demokratische Liberalismus hält
               an einem nunmehr historisch gewordenen Set liberaler Institutionen fest, welches er
               der Phase der erstarkenden Demokratie in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts abgelesen
               hatte. Er kann die zeitgenössische Politik nur noch in einer rückwärtsgewandten, anachronistischen
               Form auf den Begriff bringen.
            

            Diese drei Ansätze der zeitgenössischen Demokratietheorie malen das Grau in Grau des
               demokratietheoretischen Diskurses. Die Gestalt der Demokratie ist, in der Theorie
               wie in der Praxis, alt geworden. Die dadurch ausgelöste Entplausibilisierung des Paradigmas
               der Demokratietheorie wird innerhalb des demokratietheo28retischen Diskurses durchaus registriert. Sie provoziert jedoch keine Lernprozesse,
               sondern Abwehrreaktionen. Die Politikwissenschaft ist eine politisch konstituierte
               Wissenschaft und sie hat eine demokratieaffirmative Ausrichtung. Die Devolution wirkt
               sich in ihr auch deshalb als eine Gefährdung des demokratietheoretischen Paradigmas
               aus, das Abwehrreaktionen provoziert. Das vierte Kapitel arbeitet solche Strategien anhand einer Auseinandersetzung mit jüngeren demokratietheoretischen
               Texten heraus. Sie reagieren auf die devolutionäre Demokratiedämmerung, indem sie
               das Projekt der Demokratietheorie nur mehr rhetorisch verteidigen. Die dabei eingesetzten
               Strategien bilden das gegenwärtige Arsenal der kontrafaktischen Demokratievergewisserung.
               Es sind Ausweich- und Vermeidungsstrategien, die das Scheitern des demokratietheoretischen
               Paradigmas kaschieren sollen. Das Kapitel pointiert vor diesem Hintergrund die These,
               dass die Demokratietheorie als Reflexionstheorie demokratischer Regime unbrauchbar
               geworden ist. Im Anschluss an Thomas S. Kuhn und Ludwik Fleck lässt sich zeigen, dass
               der Prozess der Devolution innerhalb der Demokratietheorie eine Paradigmakrise auslöst.
               Das demokratietheoretische Paradigma ist mit weitreichenden Anomalien konfrontiert
               und scheitert dabei, die Zukunftsfähigkeit der Demokratie aufzuzeigen. Ingolfur Blühdorns
               Theorie der simulativen Demokratie[67]  stellt die letzte, wissenschaftlich nicht mehr überschreitbare Reflexionsstufe dieses
               Paradigmas dar.
            

            Nach Kuhn ist erstens die »Wucherung von Versionen einer Theorie […] das typische
               Symptom einer Krise« eines Paradigmas.[68]  Zweitens zeigt Kuhn, dass sich die Vertreter einer sich auf eine Krise zubewegenden
               Theorie »zahlreiche Artikulierungen und ad-hoc-Modifizierungen ihrer Theorie ausdenken,
               um jeden scheinbaren Konflikt [zwischen Erfahrung und Beobachtung auf der einen Seite
               und der Theorie auf der anderen Seite] zu eliminieren«.[69]  Die Demokratietheorie der Gegenwart erfüllt beide Kriterien. Besonders prägnant ist
               das Phänomen der »Wucherung 29von Versionen einer Theorie«; zugleich denken sich deren Vertreter zahlreiche »Artikulierungen
               und ad-hoc-Modifizierungen ihrer Theorie« aus, um der grundlegenden Anomalie – sich
               als demokratisch beschreibende Regime funktionieren nicht wie Demokratien – Herr zu
               werden. Die Demokratietheorie ist damit von der »Epoche der Klassizität« in die Epoche
               der »Komplikationen«[70]  eingetreten. Es gelingt ihr nicht mehr, demokratische Lösungen für das Problem der
               Devolution zu formulieren. Infolgedessen versagt die »normale Problemlösungstätigkeit«[71]  des Paradigmas. Der Theoriediskurs franst aus und wuchert, zugleich ist er innovations-
               und gedankenarm, repetitiv und collagenhaft. Das Paradigma hat sich erschöpft.
            

            Kann die Demokratietheorie revitalisiert werden? Der Epilog kommt ausblickend zu einer skeptischen Einschätzung. Mit dem allmählichen Niedergang
               der Demokratie als historischer Regimeform droht auch ihre akademische Reflexionstheorie
               zu verkümmern. Bereits jetzt besteht die Tendenz einer polyphonen Differenzierung
               der Demokratietheorie in Richtung heterogener Theorie-Mashups, die die Komplexitätssteigerung und Unübersichtlichkeit der Politik innertheoretisch
               wiederholen. Allerdings ist eine ausfransende und zunehmend komplizierter werdende
               Demokratietheorie weder für die Bürgerschaft nachvollziehbar noch eignet sie sich
               zur Entwicklung einer breitenwirksamen Beschreibungs- und Legitimationstheorie devolutionär
               transformierter Regime. Weder in der politischen Praxis noch in der wissenschaftlichen
               Theorie besteht Aussicht auf eine Revitalisierung des Demokratieparadigmas, da infolge
               der Devolution die demokratische Legitimationsidee nicht mit einer realistischen Analyse
               der Wirklichkeit in Einklang zu bringen ist. Die westlichen politischen Regime befinden
               sich gemeinsam mit der Demokratietheorie in einer problematischen Situation. Sie können
               vorerst nicht darauf verzichten, sich selbst mit einer Legitimation stiftenden Demokratiesemantik
               zu beschreiben, da keine alternativen Ideen zur Verfügung stehen, die hinreichende
               Legitimität verleihen könnten und mit der normativen Attraktivität der demokratischen
               Idee vergleichbar wären. Zugleich können diese Regime, legt man wissenschaftliche
               30Kriterien zugrunde, nicht sinnvoll als Demokratien begriffen werden, auch wenn die
               Demokratietheorie an dieser legitimationswissenschaftlichen Fiktion festhält.
            

            Langfristig und retrospektiv betrachtet, lässt die gesellschaftliche Entwicklung alle
               Bestände des politischen Denkens hinter sich, die ihre Anziehungs- und Prägekraft
               verloren haben. Anachronistisch gewordene Ideen können zwar noch als Gegenstand einer
               archivalischen Form der Ideengeschichte erinnert werden, aber in den Augen der meisten
               Zeitgenossen kommt ihnen keine Relevanz mehr zu. Sie sind zu einem historischen Ende
               gekommen. Für die Idee der Demokratie und die Demokratietheorie gilt das bislang nicht.
               Die Kette aktualisierender und die Relevanz ihrer Vorhaben betonender demokratietheoretischer
               Abhandlungen reißt nicht ab. Umso notwendiger erscheint mir vor diesem Hintergrund
               eine kritische Auseinandersetzung mit der Demokratietheorie, die zwar ihrem Gegenstand
               kritisch begegnet, aber oftmals eine Selbstreflexion und kritische Prüfung ihrer eigenen
               Grundlagen vermissen lässt. Der infolge des Devolutionsprozesses eintretende Verlust
               von Plausibilität und Kredibilität des demokratietheoretischen Paradigmas gerät so
               aus dem Blick. Hiergegen mag man einwenden: Aber wenn die Demokratietheorie im Begriff
               ist, historisch zu werden, warum lohnt dann die Auseinandersetzung mit ihr? Sie ist
               lohnenswert, weil auch in akademischen Diskursen verbrauchte Ideen, alt gewordene
               Denkbestände und unproduktive Paradigmen eine beachtliche Beharrungskraft entfalten
               können. Das Resultat hiervon ist eine selbstbezügliche Theorieproduktion, in der viel
               intellektuelle Energie, akademische Arbeitszeit und öffentliche Gelder darauf verwendet
               werden, ein wissenschaftliches Paradigma am Leben zu erhalten, das seinen Zenit überschritten
               hat. Der Niedergang von Demokratietheorie und Demokratie ist im Werden. Die Eule der
               Minerva beginnt ihren Flug nicht in der Nacht, sondern in der einbrechenden Dämmerung.
            

         

      
   

      
            31I. Die Devolution der Demokratie
            

         

         Die Devolution der Demokratie ist das Ergebnis von vier empirisch zusammenhängenden,
            aber analytisch zu unterscheidenden Prozessen: Erstens einer intensivierten Politisierung,
            die aufgrund des Fehlens mit ihr einhergehender sozial breiter Inklusion in die Willensbildung
            sowie des Übergreifens der Politisierung auf die Demokratie selbst Legitimationsprobleme
            erzeugt; zweitens der Zunahme von Differenzierung und Komplexität, die das politische
            Leben in demokratischen Regimen opak werden lässt, den demokratischen Gemeinsinn zersetzt
            und die bürgerschaftliche Wir-Identität auflöst; drittens der wachsenden Kognitionsasymmetrie
            innerhalb der Bürgerschaft, die zu Unterschieden hinsichtlich politischer Informiertheit
            und relevanter Wissensbestände führt, die mit dem demokratischen Gemeinsinn inkompatibel
            sind; und viertens schließlich der Vertiefung soziopolitischer Ungleichheit im Kontext
            des Endes des demokratischen Kapitalismus als einer zentralen politökonomischen Befriedungsinstitution,
            die in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zur Stabilität und Attraktivität demokratischer
            Regime geführt hatte.[1] 

         
            
               1.1 Legitimationsprobleme durch Politisierung
               

            

            Gegenwärtig können nahezu alle Themen und Sachbereiche als politisches Problem behandelt
               werden. Politik dringt bis in die letzten Winkel des Privaten vor. Der feministische
               Slogan »Das Pri32vate ist politisch!« ist nun keine normative Forderung mehr, sondern eine empirische
               Beschreibung. Auf den ersten Blick ist die Politisierung in demokratischen Regimen
               damit vor allem auf die in den 1960er Jahren einsetzende »partizipatorische Revolution«[2]  zurückzuführen. Diese brachte eine politische Mobilisierung großer Teile der Bevölkerung
               mit sich, erweiterte deren Ansprüche auf Teilhabe und resultierte in der Einbindung
               zahlreicher Akteure in die politische Willensbildung und Entscheidungsfindung – und
               sei es nur auf einer symbolischen Ebene. Die partizipatorische Revolution ist ein
               wesentlicher Grund dafür, dass das Regieren mittlerweile in hohem Maße ein Regieren
               im Kontext netzwerkförmiger und auch partizipativer Governance-Arrangements ist. Hierdurch
               ist das Repräsentationssystem partizipativ erweitert worden, vor allem aber wurden
               auf diesem Wege zahlreiche Themen auf die politische Agenda gesetzt, die vormals als
               unpolitisch galten. Die Zunahme von Partizipation hat sich als ein Treiber der Politisierung
               erwiesen. Sie hat allerdings nicht, wie von ihren Vorkämpfern erhofft, zur Demokratisierung
               geführt. In der Beteiligungsforschung gilt es mittlerweile als gesichert, dass Partizipation
               im Großen und Ganzen sozial selektiv ist. Sie begünstigt sozioökonomisch wie bildungsmäßig
               Bessergestellte.[3]  Die entstandene partizipative Governance ist nicht mit einer partizipativen Demokratie
               zu verwechseln.
            

            Politisierung im hier gemeinten Sinne ist allerdings kein auf die jüngere Vergangenheit
               und die Ausweitung von Partizipation in Form von partizipativen Governance-Arrangements
               beschränktes Phänomen. Der Prozess einer umfassenden Politisierung hat tiefer reichende
               Wurzeln. In diesem weiten Sinne verstanden ist sie ein Phänomen der modernen historischen
               Entwicklung. Dieser Umstand wird insbesondere von denjenigen Autoren verkannt, die
               an die von Hannah Arendt[4]  und anderen Neoaristotelikern, aber auch von radikaldemokratischen Theoretikern sowie
               im politischen Diskurs über Postpolitik und Privatisierung formulierte These anknüpfen,
               wir hätten es mit einem »Ende« oder der »Selbstaufgabe« der Politik zu tun. In der
               Moderne, so Arendts einflussreiche These, sei 33die Politik eine Ausnahmeerscheinung. Dieses Urteil fußt auf ihrer eigentümlichen
               Deutung der Politik in der athenischen und römischen Antike und ihrem implizit normativen
               Politikbegriff. Legt man hingegen ein realistisches Verständnis von Politik zugrunde,
               in dessen Zentrum Herrschaft und das kollektiv verbindliche Entscheiden über die Verteilung
               des gesellschaftlichen Reichtums und die Geltung von Normen und Werten stehen, sieht
               man, dass die Moderne nicht zu einem Rückzug der Politik geführt hat, sondern vielmehr
               zu ihrer Universalisierung und Ausbreitung. Als Prozess der Modernisierung verstanden,
               führt sie zur Politisierung, also der Ausweitung von Politik auf immer mehr gesellschaftliche
               Sachverhalte. Michael Th. Greven hat diese historische Erfahrung mit dem Konzept der
               politischen Gesellschaft[5]  auf den Begriff gebracht. In der politischen Gesellschaft ist nicht alles zur gleichen
               Zeit politisch, aber alles kann politisiert werden.
            

            Der Begriff der politischen Gesellschaft ist dadurch begründet, dass es keine soziale
               Sphäre und keinen Sachverhalt mehr gibt, die vor Politisierung prinzipiell geschützt
               sind. Politik kann infolge der Entstehung umfassender Regierungs- und Verwaltungsapparate
               und der politischen Inklusion der gesamten Bevölkerung, als Subjekte wie als Objekte
               von Politik, nun alle gesellschaftlichen Handlungsfelder durchdringen. Diese umfassende
               Politisierungsmöglichkeit ist jedoch weder mit einer umfassenden rationalen Steuerungskapazität
               noch mit einem voluntaristischen Zentralismus gleichzusetzen, demzufolge eine monolithische
               Regierung nach Gutdünken alle gesellschaftlichen Sachbereiche zentral steuern könnte.
               Politisierung ergibt sich vielmehr emergent aus dem naturwüchsigen Zusammenspiel heterogener
               politischer Kräfte; sie folgt keinem übergreifenden Plan oder einer zentralen Koordination,
               sondern ist das Resultat eines unkoordinierten Zusammenwirkens.
            

            Dies lässt sich in Anknüpfung an John Dewey als Resultat der Ausweitung sozialen Handelns
               rekonstruieren. Mit Dewey kann Politisierung als das Ergebnis einer gesellschaftlichen
               Entwicklung erklärt werden, die zu einer wachsenden Zahl von Interaktionen mit Folgen
               für nicht direkt beteiligte dritte Parteien führt. Interaktionen zwischen Menschen
               haben zunehmend Drittwirkungen 34oder werden als solche wahrgenommen, und dies bewirkt einen zunehmenden Bedarf an
               öffentlicher, das heißt politischer Kontrolle sozialen Handelns.[6]  Diese von Dewey frühzeitig beobachtete Tendenz moderner Vergesellschaftung ist ein
               maßgeblicher Grund für die Entstehung der politischen Gesellschaft. Hinzu kommt das
               wachsende Kontingenz- und Könnensbewusstsein, das von Greven besonders betont worden
               ist. Die Evolution der modernen Gesellschaft lässt den Bestand an fraglos gültigen
               Traditionen und Institutionen, und damit den Bestand an traditionaler Legitimität
               als Stabilisierungsquelle, stetig schrumpfen.[7]  Sie erweitert den Raum des Möglichen. Damit stellt Politisierung einerseits einen
               Möglichkeitsbegriff dar, der die politische Gestalt- und Veränderbarkeit reflektiert.
               Andererseits handelt es sich bei ihm um einen Notwendigkeitsbegriff, da die Zunahme sozialer Interaktion mit Drittfolgen eine erhöhte Nachfrage nach
               kollektiv verbindlicher Regulierung mit sich bringt. Als ein zeitdiagnostischer Begriff
               verweist Politisierung schließlich auf den von Greven herausgearbeiteten Umstand,
               dass in der politischen Gesellschaft in mehr und mehr sozialen Kontexten politisch
               gehandelt werden kann, und zur gleichen Zeit über mehr und mehr soziale Kontexte politisch entschieden
               werden muss.
            

            Die Politisierungsforschung unterstützt das historisch-theoretische Argument Deweys
               und Grevens auf der empirischen und konzeptuellen Ebene.[8]  Sie zeigt, dass auf unterschiedlichsten Feldern ein Politisierungsprozess zu beobachten
               ist, in dessen Verlauf sich der Bereich des öffentlichen Interesses, politischer Kontroversen,
               politisch betroffener Akteure und allgemeinverbindlich regulierter Sachverhalte erweitert.
               Am augenfälligsten trat dies mit Blick auf den Brexit und die Politisierung der EU-Governance und der Verfasstheit der Europäischen polity insgesamt in Erscheinung. Es betrifft darüber hinaus aber auch zahllose weitere Themengebiete
               und Sachverhalte wie etwa die Mobilität, das Wohnen, die Grenzen der Meinungsfreiheit,
               die digitale Infrastruktur, die Geschlechterbeziehungen samt deren sprachlicher Repräsentation
               oder das Naturverhältnis.
            

            35Für demokratische Regime und hinsichtlich der Verwirklichung der normativen Versprechen
               der Idee der Demokratie ist Politisierung weder gut noch schlecht. Allerdings muss
               sie im Rahmen demokratischer Verfahren und Institutionen erfolgen, so dass zum einen
               legitime Mehrheitsentscheidungen getroffen werden können, zum anderen mittels grundrechtlicher
               Sicherung auch die persönliche Freiheit geschützt wird. Die politische Kontrolle der
               öffentlichen Angelegenheiten und die in öffentlicher Debatte sich realisierenden Möglichkeiten,
               darüber mitzubestimmen, welche Anliegen, Themen und Sachverhalte zu den öffentlichen
               Angelegenheiten zählen, gehören neben der persönlichen Freiheit zu den Kernversprechen
               der Demokratie. Historisch hat dies in demokratischen Regimen zu einer kontinuierlichen
               Ausweitung des Bereichs der öffentlichen Angelegenheiten geführt.[9]  Vor diesem Hintergrund darf die von radikal-republikanischen Autoren[10]  kritisierte »neoliberale« Revolte gegen den Wohlfahrtsstaat, staatliche Steuerungsansprüche
               und öffentliches Eigentum nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Neoliberalismus selbst
               ein politisches Projekt darstellt. Zudem hat er im 20. Jahrhundert weder zu einer
               grundsätzlichen Umkehr des Wachstums öffentlicher Ausgaben geführt noch eine Abnahme
               von Herrschaft und Regulierung mit sich gebracht.[11]  Selbst dort, wo eine »neoliberale« Privatisierungspolitik umgesetzt wurde, etablierte
               sich kein staats-, verwaltungs- und politikfreier Raum, sondern es entstand eine Indienstnahme
               staatlicher Herrschaft, öffentlicher Mittel und bürokratischer Verwaltung zu partikularen
               Zwecken.[12] 

            Politisierung führt zu einem erhöhten Bedarf an Legitimation. Die Legitimation demokratischer
               Politik basiert auf den formalen Verfahren der Beteiligung, dem offenen Agenda-Setting,
               öffentlichen Debatten und der Differenzierung zwischen Regierungspolitik und oppositionellen
               Forderungen nach alternativen politischen Entscheidungen und Programmen. Diese demokratische
               Institu36tionalisierung einer »gespaltenen Spitze«[13]  in Form einer im politischen Prozess stets kopräsenten Opposition erweitert im Zusammenspiel
               mit einer dynamischen öffentlichen Meinung zugleich die Möglichkeiten für die Politisierung,
               indem hierdurch die in der politischen Kommunikation vorhandenen Entscheidungsoptionen,
               Handlungsmöglichkeiten, Probleme und als legitime Forderung betrachteten Anliegen
               sichtbar werden. Es führt auch zur Ausweitung des Bewusstseins dafür, dass politische
               Entscheidungen anders getroffen werden könnten, als sie getroffen wurden. Es gibt
               infolgedessen keinen gesellschaftlichen Sachverhalt mehr, der nicht als ein mehrdimensionales
               politisches Problem beschrieben werden kann. Mehrdimensionale Probleme sind Probleme,
               die nicht nur unterschiedliche Lösungsmöglichkeiten zulassen, sondern auch, aus anderer
               Perspektive betrachtet, selbst als Lösung beschrieben werden. Und auch die Forderung,
               einen politisierten Sachverhalt nicht politisch zu entscheiden, lässt sich unter Bedingungen
               der Politisierung nur noch als eine politische Forderung vorbringen. Diese unentrinnbare
               Politisierungsdynamik führt dazu, dass Politik als das kollektiv verbindliche Entscheiden
               über die Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums und die Geltung von Normen und
               Werten ausgeweitet wird.[14] 

            Von den demokratischen Verfahren wird erwartet, dass sie Freiheit, Gleichheit und
               Solidarität verwirklichen. Zugleich gibt die politische Klasse das Versprechen ab,
               mittels dieser Verfahren konstitutionell fixierte oder erwünschte Staatsziele wie
               Sicherheit und Wohlfahrt zu erreichen. Durch demokratisch legitimierte Politik sollen
               bestimmte Ziele verwirklicht werden. In Demokratien wird politische Herrschaft mithin
               nicht nur durch demokratische Prozeduren und die durch sie erzeugte Input-Legitimation
               legitimiert, sondern auch durch das Versprechen instrumenteller Rationalität bei der
               Erledigung öffentlicher Angelegenheiten sowie der Errei37chung abstrakter wie konkreter Ziele (zum Beispiel Nachhaltigkeit und niedrige Benzinpreise). Demokratische Politik stützt sich auch auf Output-Legitimität.
               Zudem unterliegt sie, als ein Problemlösungshandeln betrachtet, das das Gemeinwohl
               fördern soll, einem Plebiszit auf Dauer, das im Medium der öffentlichen Meinung artikuliert
               wird. Unter diesen Bedingungen ist die Umsetzung kohärenter Politikprogramme unwahrscheinlich,
               Legitimationsprobleme sind hingegen wahrscheinlich. Folgenreich für die Legitimationsgenese
               ist, dass im Zuge der intensivierten Politisierung von Demokratien auch deren Verfahren
               selbst politisch werden. Sie verlieren den Status, neutrale Arenen des demokratischen
               fair play zu sein.[15]  Dies verringert das Maß an »Legitimation durch Verfahren«,[16]  das die politische Klasse und die Parteien mittels formaler Verfahren erzeugen und
               auf das sie in Form institutionellen Vertrauens dauerhaft zurückgreifen können müssen.
               Politisierung vermindert damit den Bestand an »Massenloyalität«[17]  im Sinne einer fraglosen Folgebereitschaft der Bürgerschaft, die politische Repräsentanten
               und Amtsträger als gegeben voraussetzen können, da jene nicht allein aufgrund der
               Einhaltung der formalen Verfahren erzeugt wird. Mehr noch: Die Politisierung von Verfahren
               führt dazu, dass ein struktureller Legitimationsmangel für gewählte Amtsträger entstehen
               kann. Im politischen System der Vereinigten Staaten ist dieser Prozess bereits recht
               weit vorangeschritten. Nach ihren Niederlagen im Kampf um die Präsidentschaft bestritten
               sowohl Donald Trump als auch Hillary Clinton, dass ihr Konkurrent legitimerweise zum
               US-Präsident gewählt worden sei, und erhielten von ihrer Basis dafür Zuspruch.[18] 

            38Infolge der Politisierung werden immer mehr gesellschaftliche Themen politisch, weshalb
               damit verbundene Konflikte nun mehr öffentlich ausgetragen und allgemein verbindlich
               entschieden werden müssen. Sie werden als kontingent bewusst und rufen einen höheren
               Bedarf an Legitimität hervor. Das Plebiszit auf Dauer in Form der öffentlichen Meinung
               wiederum wird im Zuge der Öffnung politischer Kommunikationskanäle durch die digitale
               Medienrevolution vielstimmiger, wechselhafter und kurzfristiger getaktet. Infolgedessen
               ist es in einem höheren Maße ein Politisierungsgenerator und in geringerem Maße Legitimationsspender.
               In der Summe nimmt die Politisierungsdynamik innerhalb der demokratischen Regime zu,
               ihre Fähigkeit, die für die Zunahme an politischen Entscheidungen nötige Legitimität
               zu generieren, ab.
            

            In jüngerer Zeit hat insbesondere der Rechtspopulismus auf diese Legitimationsproblematik
               reagiert. Der Rechtspopulismus, der sich in fast allen westlichen Demokratien beobachten
               lässt, reagiert auf die Unübersichtlichkeit von Politik in den partizipativen Governance-Arrangements
               und den Mangel an »Legitimation durch Verfahren«. Er tut dies mit einer Strategie
               der Vereinfachung, indem er einfach verständliche politische Programme formuliert.
               Zudem propagiert er das Ordnungsmodell einer Retrodemokratie, mit dem er die Wiederherstellung
               eines früheren »goldenen Zeitalters« verspricht. Inhaltlich vertritt er rückwärtsgewandte
               Programmatiken, die Reformen aufhalten, verlangsamen oder zurückdrehen sollen, wie
               es vor allem im Feld der Migrations- und Europapolitik der Fall ist. Zugleich ist
               er ein politisches Protestphänomen, und er bietet rechtsradikalen Antidemokraten eine
               organisatorische Plattform.
            

            Im hier interessierenden Zusammenhang ist von Bedeutung, dass der Rechtspopulismus
               selbst ein Treiber von Politisierung ist, wie sich auf allen drei Dimensionen von
               Politik beobachten lässt. Hinsichtlich der inhaltlichen policy-Dimension hat seine programmatische Opposition zur zentristischen Linie der gemäßigten
               Parteien auf der Linken wie der Rechten zu einer Politisierung auf zahlreichen Politikfeldern
               geführt, etwa in den Feldern 39der Umwelt- und Klimapolitik,[19]  der Wirtschafts- und Sozialpolitik,[20]  der Europapolitik[21]  und der Migrationspolitik.[22]  Mit Blick auf die Prozesse und Abläufe von Politik, der politics-Dimension, trug der provokante Stil populistischer Parteien und Politiker zu einer
               stärker konflikthaften und polarisierten Form der politischen Auseinandersetzung bei.[23]  Und hinsichtlich der polity-Dimension von Politik, also ihrem institutionellen Rahmen, repräsentiert der Rechtspopulismus
               das alternative Modell einer simplifizierten Retrodemokratie, in der die Liberalisierungsschritte
               der letzten Dekaden rückgängig gemacht werden sollen und in der Politik wieder eine
               einfach verständliche Angelegenheit ist. Infolge der rechtspopulistischen Revolte
               ist die liberale Demokratie, lange Zeit als ein nicht politisierbares Institutionengerüst
               missverstanden, selbst Gegenstand der Politisierung geworden.
            

         

         
            
               1.2 Opake Politik: Differenzierung und Komplexität
               

            

            Der zweite Aspekt der Devolution betrifft Differenzierung und Komplexität. Unter politischer
               Differenzierung soll im Folgenden die Zunahme politischer Akteure, Netzwerke, Institutionen und Organisationen
               verstanden werden. Politische Komplexität hingegen bezieht sich auf den Grad der Unsicherheit über die zum Verständnis eines
               politischen Sachverhalts einzubeziehenden Variablen, etwa hinsichtlich deren Varianz,
               Unabhängigkeit beziehungsweise Interdependenz sowie deren Wert, Entwicklung und Größe.[24]  Zwischen Differenzierung und Komplexität besteht eine 40Verbindung. Die Differenzierung des politischen Lebens erhöht dessen Komplexität,
               denn es wird unübersichtlicher. Auf diese Unübersichtlichkeit ist in den letzten Jahrzenten
               wiederum mit erhöhter Differenzierung reagiert worden. Es bildeten sich mehr politische
               Arenen, Organisationen, Netzwerke und Akteure heraus.
            

            Neben Differenzierung und Komplexität in der Politik kommt es auch zu einem Anstieg
               der sozialen Komplexität. Sie wird bedingt durch den Prozess der »Beschleunigung«,[25]  durch die Liberalisierung der Kultur infolge der Aufwertung von expressiver Selbstentfaltung
               und Individualisierung sowie durch die Pluralisierung von Lebensformen und Identitäten
               in einer »Gesellschaft der Singularitäten«,[26]  die Besonderheit und Differenz nicht nur kulturell aufwertet, sondern in einigen
               Milieus zu einem normativen Erfordernis macht. Sie ist aber auch der von Dewey beobachteten
               Verlängerung und Verkomplizierung von Handlungsketten geschuldet, in deren Folge der
               politische Regulationsbedarf steigt, der wiederum auf die gesellschaftliche Komplexität
               zurückwirkt. Diesen Zusammenhang hat jüngst Runciman mit Blick auf die evolutionäre
               Adaption der Demokratie auf den Punkt gebracht: »Die moderne Demokratie ist äußerst
               mechanistisch und zutiefst künstlich. Sie bietet keine Alternative zu den komplexen
               Systemen, die sie zu regulieren vorgibt. Sie kopiert sie, indem sie selbst immer komplexer und künstlicher wird.«[27]  41Eine komplexer werdende Gesellschaft erzeugt eine komplexer werdende Politik und umgekehrt.[28] 

            Ein Zeichen für die Erhöhung politischer Differenzierung und Komplexität ist die Zunahme
               von Politikfeldern. Sie geht mit der Abnahme der Implementationsfähigkeit und Steuerungskapazität
               der Politik einher. In dieser Hinsicht hat sich die Prognose einer Krise der Regierbarkeit
               bestätigt, die in den 1970er Jahren insbesondere von liberal-konservativen Autoren
               in Reaktion auf die einsetzende partizipatorische Revolution formuliert worden ist.[29]  Die liberal-konservative Kritik hatte auf einen Widerspruch hingewiesen, der sich
               aus dem Zusammenspiel von Politisierung und Differenzierung ergibt. Einerseits steigen
               die Ansprüche an verantwortliches Regieren und die Erledigung der öffentlichen Angelegenheiten,
               andererseits nimmt die Fähigkeit von Regierungen ab, diesen gestiegenen Erwartungen
               nachzukommen. Zeitgenössische Autoren wie Adam et al. sprechen vor diesem Hintergrund
               von einer Verantwortungs- und Responsivitätsfalle, in der sich Demokratien befinden.[30]  Der bewusst werdenden Erfahrung politischer Regulierung und einer wachsenden Einbeziehung
               unterschiedlichster gesellschaftlicher Sachverhalte in den Prozess der Politisierung
               stehen ein abnehmendes politisches Gemeinschaftsbewusstsein, mangelnde kommunikative
               Verständigung und ein abnehmendes 42Vertrauen gegenüber, mittels demokratischer Politik auf die kollektiven Angelegenheiten
               bewusst, zielgenau und rational einwirken zu können.[31]  Überspitzt ausgedrückt: Alles ist politisch geworden, aber nichts wird mehr gut regiert.
            

            Politik differenziert sich indessen stetig weiter aus und findet unter Beteiligung
               einer größer werdenden Zahl politischer Akteure in heterogener werdenden Arenen und
               Politikfeldern statt. Sie wird netzwerkförmiger und verhandlungslastiger. Politik,
               so diagnostizieren Ellwein und Hesse, wird »zunehmend reaktiv und additiv, Teilpolitiken
               verselbstständigen sich, die Zusammenhänge werden außer Acht gelassen«.[32]  In diesem Kontext sind politische Entscheidungen und Nichtentscheidungen aus der
               Perspektive der bürgerschaftlichen Zuschauer kaum mehr richtig zuzuordnen. Die sich
               ausdifferenzierende Netzwerkstruktur der Politik zersetzt den Gemeinsinn, sie erhöht
               die Komplexität, erschwert das kohärente Regieren und macht es für Parteien riskant,
               in Wahlkampagnen klare programmatische Alternativen zu formulieren. Viele folgenreiche
               Entscheidungen und Nichtentscheidungen können deshalb von der Bürgerschaft nicht auf
               Verfahren demokratischer Willensbildung, parteipolitische Programme und das Handeln
               von Repräsentanten zurückgeführt werden. Das Standardmodell elektoraler Demokratie,
               demzufolge Parteien mit Programmen antreten, für die sie Unterstützung sammeln und
               im Falle ihrer Regierungsbeteiligung nach einer Legislaturperiode Verantwortung übernehmen
               müssen, wirkt vor dem Hintergrund dieser Erfahrung wirklichkeitsfremd.
            

            Hinzu kommt, dass die Komplexitätsreduktion mittels der Unterscheidung zwischen linken
               und rechten politischen Programmen im Parteienwettbewerb nicht mehr hinreichend erfolgt.
               Dies hat mit der strategischen Orientierung vieler Parteien auf die vermeintliche
               Mitte zu tun, es ist aber auch auf den Umstand zurückzuführen, dass das Links-Rechts-Schema
               mittlerweile von anderen politischen Unterscheidungen überlagert wird, so etwa durch
               die Unterscheidung kosmopolitisch vs. internationalistisch, vielerorts auch durch
               regionale Differenzen. Bei einigen Politikfeldern greift 43es sogar überhaupt nicht mehr, so etwa wie im Fall des Politikfeldes der Ökologie,
               das gewissermaßen jenseits von Links und Rechts angesiedelt ist. Auf der Output-Seite
               wird der durch die Unübersichtlichkeit auf der Input-Seite hervorgerufene Mangel an
               demokratischer Legitimation und Komplexitätsreduktion ebenfalls nicht kompensiert.
               In der Bürgerschaft breitet sich deshalb der Eindruck eines allgemeinen Politikversagens
               aus. Dies gilt etwa für wichtige Felder wie die soziale Gerechtigkeit, den Umwelt-
               und Klimaschutz, die Migration, die Bildung und die Wirtschafts- und Sozialpolitik.[33]  Der Bürgerschaft erscheint die Politik, pointiert formuliert, entweder als ein undurchsichtiges
               und unfaires Machtspiel von Insidern oder als die Folge eines inkrementalistischen
               Krisenmanagements – aber nicht als die planvolle und zweckrationale Verwirklichung
               demokratisch entschiedener Ziele.
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